{ü 

Zeitung derl^J^ - Betriebsgruppe RVK für die Beschäftigten 
des Rudolf-|Virchow-Krankenhauses und der Kinderklinik Wedding 

13. Jahrgang Nr. 2/1983 





WEG MIT DEM NATO' RRKETEM&ESCHLUSS 
TÜR DOS RECHT RUF RRBE/T ! 






Anläßlich der Eröffnung der Spezialchi- 
rurgie am 4.2.1983 war für den aufmerk- 
samen Zuhörer aus dem Munde des Gesund- 
heitssenators Fink Interessantes zu hö- 
ren." Berlin wird ein Zentrum der Ge- 
sundheit, über seine Grenzen hinaus", 
so fo-inulierte er. Wird Westberlin nun 
neben der Stadt der Messen und Ausstel- 
lungen auch noch eine Stadt der Gesund- 
heit? Nur weil es cier Senator behaup- 
tet, wird Westberlin noch lange keine 
"gesunde" Stadt. 

Zwei Monate später: Das Herzchirurgi- 
sche Zentrum kommt ins RVK. Nach einem 
dichten Kopf-an-Kopf-Rennen mit dem 
Urban-Krankenhaus hat das Virchow den 
Zuschlag erhalten. Ein bis zur letzten 
Minute spannender Wettkampf. So oder 
so ähnlich konnte man es in der bürger- 
lichen Presse lesen. Verwal tungslei ter 
Neher stand auch gleich mit einem Papp- 
modell für die Pressefotografen be- 
reit. 

1985/86 soll die neue Abteilung bereits 
eröffnet werden, dort, wo bis vor kur- 
zem die IV. Innere untergebracht war und 
z.Z. noch die Räume des Personalrats und 
der Lohn- und Gehaltsstelle liegen. 

Durch umfangreiche Neubau- sowie Rekon- 
s .ruktionsarbeiten (die Baukosten werden 
auf ca. 70 Millionen veranschlagt) und 
totalem Umbau der vorhandenen Bausub- 
stanz, werden die räumlichen Vorausset- 
zungen geschaffen, um 130 Betten (davon 



30 1PS) , 6 Operationssäle und die not- 
wendigen Funktions- und Nebenräume un- 
terzubringen. 

Oh dieses Zentrum eine Abteilung des 
R U K wird, steht allerdings noch längst 
nicht fest. Noch ist kein Handschlag 
für diese Einrichtung getan, da wird 
bereits öffentlich diskutiert, dieses 
Herzzentrum in Form einer gemeinnützi- 
gen GmbH zu eröffnen. Der Novel 1 ierungs 
entwurf der CDU zum Landeskrankenhaus- 
gesetz(LKG) sieht diese Form der Pri- 
vatisierung ausdrücklich vor und es 
fällt nicht schwer, sich vorzustellen, 
daß so mancher Chefarzt „der Verwal- 
tungsleiter als Geschäftsführer sich 
gerne ein "kleines Zubrot" verdienen 
würden. Als "Teilhaber" dieser gemein- 
nützigen GmbH wären auch Firmen der 
medizinisch-technischen und der phar- 
mazeutischen Industrie gut vorstellbar. 
Die Gewinnausschüttung ist zwar auf 4% 
begrenzt, aber hier geht es ja wohl in 
erster Linie um direkten Einfluß auf 
dem Absatzmarkt Gesundheitswesen. 

Der staatliche Rückzug aus der Verant- 
wortung für das Gesundheitswesen wird 
damit immer deutlicher. 




Das Herzzentrum soll mit einer Kapazi- 
tät ausgestattet sein, die es erlaubt, 
nicht nur westberliner Patienten, son- 
dern auch solche aus der BRD herzchi- 
rurgisch zu versorgen. Auf welchen 
Untersuchungen diese Planungen beru- 
hen, bleibt rätselhaft, gibt es doch 
weder in Westberlin noch in der BRD ver- 
läßliches Zahlenmaterial in Form von 



Mortal i täts- bzw. Morbi iitäts-Stati- 
stiken. Aufgrund internationaler Ver- 
gleichszahlen wird der Bedarf auf 500 
Operationen pro 1 Million Einwohner 
und Jahr geschätzt. Wohlgemerkt: Ge- 
schätzt. 

So stellt sich abschließend die Frage: 
Das Herzzentrum - ein iiberf lüssiger Bau? 
Und eine weitere: Wem nützt das Herz- 
zentrum? 
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Eine Branche de« Handwerk«, 
die lm vergangenen Jahr trotz flauer Kon- 
junkturlage die Zahl Ihrer Betriebe erhöhen 
konnte, iit die der Berliner Gebfiuderelniger. 
1981 gehörten der Innung 52 (Vorjahr 49) Fir- 
men an. Insgesamt «iirg die Zahl der Betriebe 
im gleic hen Zeitraum um 2 auf 86 . DgrUmsfttjt 
erreichte nach Auskunft de« Vor*tand*tnlt- 
gliedes und Pressesprecbers der Gebiuderei- 
nlgerinnung Werner Geaenb auer 345 13191 
Mlll. DM. Hi ervon entlielcn 293 (271) hüll. 
DM auf die Mitglieder der Innung. 



-Eltfa.25. toi 
fleriia Yflfl der Eli 



in 

Th der Sta3T 

sei der Anteil staatlicher Nachfrage schon im- 
mer groß gewesen. So habe es lm Gegensatz 
zum Bundesgebiet, ln dem ln den siebziger 
Jahren .ganze Landstriche privatisiert worden 
seien* auch nie qroBe Diskussionen über die 
.Privaten geneben] betonte Horst MaAu 
Obermeister der Int 



(Ul, 



Innung. 



-e. Das 

Service-Angebot der Betriebe reiche hente Je- 
doch von der Fußboden- und Fensterrelnigung 
Über die Siuberung von KaufbSusern und In- 
dus tri e be tri e ben WjjairJReinlw 
ksalüunnL bei der «pozieile Kenntnisse der 
Mikrobiologie erforderlich seien. 



“Etwa 35 Prozent der Aufträge in der 
Gebäudereinigungsbranche kommen aus 
dem öffentlichen Dienst. In Berlin 
hat es nie große Diskussionen über 
die Privaten gegeben". So ein Spre- 
cher der Gebäudereiniger-Innung. 

Wenn man nur an das RVK oder an das 
Neuköllner Krankenhaus denkt, dann 
ist dies richtig. Hier wurde nicht 
diskutiert, hier gibt es seit Jahren 
immer stärker werdende PROTESTE ge- 
gen die private Reinigung. 

"Schwarze Schafe spielen in dieser 
Branche in unserer Stadt kaum eine 
Rolle". Die Innung kennt wohl die 
Machenschaften der einzelnen Firmen 
nicht, wie sonst ist diese Behaup- 
tung zu erklären? Aber daß das Ge- 
schäft einen schlechten Ruf hat, das 
hat sich schon bis zur Innung herum- 
gesprochen. Da# fast 40 Prozent der 



Beschäftigten nicht sozialversiche- 
rungspflichtig sind, also weniger 
als halbtäglich arbeiten, das muß 
doch sehr nachdenklich stimmen und 
sicherlich erklärt sich daraus auch 
die Umsatzsteigerung. 

Erfreulich ist die Erkenntnis, daß 
für die Krankenhausreinigung speziel- 
le Kenntnisse der Mikrobiologie er- 
forderlich sind. Die Kollegen auf den 
Stationen sind gespannt. 

Daß der "Tagesspiegel" so viel Raum 
diesem Gewerbe einräumt, kann nicht 
verwundern, bestehen doch auch in 
den Krankenhausbetrieben weitere Pri- 
vatisierungsabsichten. Noch wird in 
der Spezialchirurgie auf den Statio- 
nen die Reinigung von Virchow-Kol le- 
gen vorgenommen. Aber erhöhte Wach- 
samkeit ist nötig, um private Reini- 
gungsabsichten rechtzeitig entgegen- 
treten zu können. 
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„HILFSPERSONAL” 



Die Ausübung der Berufe in der Kran- 
kenpflege unterliegt nur einem beding- 
ten gesetzlicher. Schutz, lediglich 
die Berufsbezeichnung der Krankenschwe- 
ster(-pfleger) und in der Krankenpfle- 
gehilfe sind durch das Krankeupfleae- 
gesetz geschützl . Wer also die Pflege 
berufsmäßig unter dieser Bezeichnung 
ausübt, muß eine Krankenpflegeausbil- 
dung von 3 bzw. 1 Jahr haben. 

Bei Medizinern st dies weitais kla- 
rer, ja, eindemig geregelt, lach ei- 
nem vorgeschriehenen Hochschulstudium 
und erteilter Approbation -ur d nur 
dann- darf der Arzt seinen Beruf aus- 
üten. 

In der Krankenpflege dagegen kann je- 
der tätig sein, ohne auch nur einen 
Tag "Ausbildung“ nachweisen zu müs- 
sen. Diese schweren Gesetzeslücken 



machte sich die CDU-Fraktion in ih- 
rem Novel 1 ierungsentwurf zum Landes- 
krankenhausgesetz(LKG) zu Nutze, wenn 
der Einsatz "ehrenamtl icher Helfer“ 
in den Krankenhäusern von ihr vorge- 
sehen wird. Selbst bei angenommen 
ausgeprägter Motivation dieser Helfer, 
würde das eine weitere, zudem gesetz- 
lich geregelte, Verschlechterung der 
Patientenversorgung bedeuten. 

Die ohnehin schon überlasteten Kolle- 
gen auf den Stationen müßten sich 
dann auch noch mit dem “Hilfsperso- 
nal" befassen, es anleiten und deren 
Arbeit beaufsichtigen. Die Zeit für 
die Patienten wird noch mehr gekürzt. 

Gegen diese Vorstellungen der CDU- 
Politik muß gerade von seiten des 
Pf legepersonal s noch weitaus massiver 
Position bezogen werden. 




Eine 

überparteiliche 
Zeitung 
gibt es nicht! 



Wahrheit 

•OfeAtUTkMM TMMUinM MITIWuM 

ergreift Partei für die 
arbeitenden Menschen 



Wahrheit 

Sch bestelle hiermit 



AnKhillt 



kottanlota ZulUMun« imifir 
Autaaban. tfam.t Ich ..Omi Wahrhaft' 
kannanlarnan kinn 



Datum 



•In Abonnamant dar 2a.timt 
„Dia Wahrhalt** 

(Bai Llafarung durch Satan 
monitl.ch 5,10 OM, 

Im Poatbaxw* monatl.eh 7,30 OM) 
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1. Mai 1983 



Von Helmut Kehrer, Stell- 
vertretender Kreisvor- 
sitzender der SEW Wedding 



Zum 50. Mal jährt sich am diesjährigen 

1. Mai der Tag, an dem die Faschisten den 
internationalen Kampftag der Arbeiterklas- 
se für Frieden, Demokratie und Sozialismus 
verfälschten und zum sogenannten M Tag der 
Arbeit" erklärten. Einen Tag später am 

2. Mai 1933 zerschlugen sie die Gewerk- 
schaften, verhafteten und ermordeten sie 
zahlreiche Gewerkschaftsfunktionäre. Dem 
folgte eine Treibjagd auf Gewerkschafter 
und Funktionäre der KPD und SPD. Sie wur- 
den in Zuchthäuser und Konzentrationslager 
gebracht und viele bestialisch urogebracht. 
Sich dieser aufrechten Kämpfer gegen Mili- 
tarismus, Faschismus und Krieg würdig er- 
weisen, heißt, die Lehren daraus zu ziehen 



Nach wie vor gibt es in den kapitalisti- 
schen Ländern starke wirtschaftliche In- 
teressen. Die Rüstungsprofiteure wollen 
das Wettrüsten weiter anheizen. 



und alles zu tun, daß so etwas nie wie- 
der geschehen kann. Dazu ist notwendig, 
sich dafür einzusetzen und zu wirken, 
daß die Arbeiterklasse einheitlich ge- 
gen ihren Hauptfeind, das Großkapital und 
die politisch Verantwortlichen der NATO- 
Hochrüstung kämpft. 

1983 ist ein entscheidendes Jahr . 

Die Vorbereitung des 1. Mai 1983 fällt in 
eine Zeit, wo die Fr iedenskräfte große An- 
strengungen unternehmen, um den Brüsseler 
NATO-Rakentenbeschluß, der vorsieht, noch 
in diesem Herbst neue ainor i kanische Atom- 
raketen in Westeuropa zu stationieren, un- 
durchführbar zu machen. Die Sowjetunion 
und die anderen sozialistischen Länder 
haben zahlreiche Abrüstungsvor sch läge 
auf der Grundlage der Gleichheit und 
der gleichen Sicherheit unterbreitet, 
die zur Begrenzung und zur Reduzierung 
der Rüstung führen würden. So wurde un- 
ter anderem in der Prager Deklaration des 
Warschauer Paktes vom Januar 1983 vorge- 
schlagen, ein Vertrag abzuschließen über 
den gegenseitigen Verzicht auf Anwendung 
militärischer Gewalt und über die Aufrecht- 
orhaltung friedlicher Beziehungen. Die Re- 
gierung der DDR hat in einem Brief Erich 
Honockers an Helmut Kohl den Vorschlag 
Schwedens aufgegriffen und die Bereit- 
schaft erklärt, das gesamte Territorium 
der DDR für eine von taktischen Nuklear- 
waffen freien Zone in Europa zur Verfü- 
gung zu stellen. Die Bonner Regierung wur- 
de aufgefordert, die Schaffung einer atom- 
waffenfreien Zone in Mitteleuropa zu un- 
terstützen . 

Dieser für die Erhaltung des Friedens 
bedeutsame Vorschlag der DDR wurde von 
der Bonner Regierung abgelehnt. 

Auch die anderen zahlreichen Vorschläge 
der Staaten des Warschauer Vertrages zur 
Erhaltung des .Friedens und zu echten Ab- 
rüstungsschritten werden von der NATO 
mit scheinheiligen Argumenten abgelehnt. 



Wer verdient an der Rüstung? 

Es sind die gleichen Kräfte des Großkapi- 
tals, die von den Regierenden Steuerpräfe- 
renzen für Rationalisierungsmaßnahroon er- 
halten und aus Profitgründen Arbeitsplätze 
vernichten, die auch an der NATO-Hochrüstung 
verdienen und demzufolge kein Interesse an 
der Abrüstung haben. Dazu gehören Siemens 
und die AEG, die auch die führenden Rüstungs- 
konzerne in der BRD sind. Das Kernstück der 
Umstrukturierungsmaßnahroen der AEG zum Bei- 
spiel, die schon jetzt Tausende Arbeiter und 
Angestellte um ihre Arbeitsplätze brachten 
und zur Folge hat, daß sämtliche Weddinger 
Produktionsstätten der AEG stillgelegt, bzw. 
verlagert werden sollen, war und ist die 
Trennung der weniger gewinnbringenden Pro- 
duktion (Konsumgüter, Hausgeräte, Unterhal- 
tungselektronik) von der profitträchtigeren 
i'Anlagentechnik , Wehrtechnik), also eine zu- 
nehmende Konzentration auf die Rüstungspro- 
duktion. Die Hochrüstung frißt Steuergelder, 
führt für die arbeitenden Menschen zur so- 
zialen Demontage, vernichtet Arbeitsplätze 
und gefährdet den Frieden. 

Für das Menschenrecht auf Arbeit und ein 
Leben in Frieden. 

Der 1. Mai 1983, die gewerkschaftlichen 
Maidemonstrationen und die Kundgebung auf 
dem Reichstagsgelände müssen zu einer Mani- 
festation für die Durchsetzung des Rechts 
auf Arbeit und Ausbildung, gegen Arbeits- 
platzvernichtung und Sozial de montage und 
für ein Leben in Frieden, gegen die Statio- 
nierung von Pershingll und Cruise Missiles 
gestaltet werden. 

Deshalb gilt es, gerade den 1. Mai 1983 
sorgfältig in den Gewerkschaften, in Be- 
trieben und Insitutionen, in Mieterinitia- 
tiven und Friedensinitiativen vorzuberei- 
ten und auf eine breite Teilnahme aller 
Arbeiter, Angestellter, Beamter, Arbeits- 
loser, Jugendlicher usw. hinzuwirken und 
dabei auch unsere ausländischen Kollegen 
mit einzubeziehen. 
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^ Gewerkschafter er/werf f/c4 



SA benetzt am 2. Mai 1933 das Berliner Gewerkschaf tshaus 



Air. 2. Mai 1983 3-ihrt sich zur SO. "«11 de« 

Tag der Zerschlagung der Gewerkschaften 
durch die Nazis. 

Walter Zisowsky, Gewerkschafter mit Iw i i 
und Seele, wie er noch heute stolz be- 
kennt, war damals Mitglied der Sozialde- 
mokratischen Partei Deutschlands und für 
sie Bezirksverordneter im Wedding. Er er- i 
innert sich der bitteren Tage. 

"Ich war zu dieser Zeit besoldet' • Sekre- 
tär im Verband der Nahrungsmi 1 tel- und G< - 
tränkearbe j ter in der Ortsverwal * ung in 
der Schönhauser Straße. Als vor :• t 1. Mal 
bei einer Zusammenkunft der Kollegen der 
Ortsverwaltung mehrheitlich he sei -.h n 
wurde, am l. Mai die Hakenkr« uzf ii.nt aut 
dem Gewerkschaftshaus zu hissen, war ich 
tief erschüttert. Dieses Verhalten war In 
Fortsetzung der "Sti 1 Ihalt • > poli t ■ V. " der 
rechten Führer des Al Igeneinei: Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (ADGB! , die onar zur 
Teilnahme an der Maifeier aufgerufen hat- 
ten, trotzdem sie von den Faschisten in 
einen "Tag der nationalen Arbeit" umge- 
fälscht worden war. 

Am 2. Mai besetzte die SA die Gewerkschafts- 
häuser. Gewerkschafter wurden verhaftet, 
verschleppt und gefoltert. Das Gewerk- 
schaf tsvermögen wurde gestohlen und die 
Gewerkschaften "gleichgeschal tot " . ln mei- 
nem Zeugnis vom Gewerkschaf tsverbarivi stellt 
lakonisch: "Sein Ausscheiden erfolgt durch 
die Umstellung in der Gewerkschaftsbewe- 
gung. " 

Es begann eine schwere Zeit. 



Ich pflegte illeqale Verbindungen zu mei- 
nen Gewerkschaftsfreunden und atb it.< te in 
einer Widerstandsgruppe von Sozia ldeiijk ra- 
ten und Kommunisten mit, die 1930 luff.og. 
Mit Mühe und Not entging ich der Vorhaf- 
tung. Trotzdem setzte ich meine illegale 
Tätigkeit fort. 



Im Oktober 1945 wurde ich Km l -•< -kret >r 
der SPD im Wedding. 

Die erste und wichtigste Fol jetuna, die lc 
und mit mir viele Sozialdemokraten aus der 

faschistischen Herrschaft gezogen hatten, 
war die Vereinigung der beiden Arbeiter- 
parteien KPD und i?PD. 

In den ersten Nachkriegstagen, als man vot 
allen Seiten zurückkam in unser« Stadt, 
hatten wir länqst ange fangen un zu ver;~ä 
tilgen. Im Weddinger Rathausflur br-sprac her 
wit Sozialdemokraten mit den Kommunisten 
d’*- dringendsten und aktuell v « en Kragen, 
hs wa rr»n keine Grundsatzdiskv. onei . VI. i 
nat ♦•er. alle genug Grundsätzliches aelernt 
i :• Je r. Janren zuvor. 

Als die Ausschüsse d>r SPD und KPD zwecks 
Vorbero itung der Vereinigung • 1» - r beiden 
Parteien gegründet wurden, habe ich als 
Kreissekretär der SPD im Wedding allen 
Einfluß dafür in die Waagschale geworfen. 

Groß war meine Enttäuschung al«s die Ver- 
einigung in den Westsektoren der Stadt vor 
rech tssozialdcmokra tischen Führern hinter- 
trieben wurde. Ich zog ein für alle Mal 
einen dicken Trennungsstrich zwischen mir 
und denen, die die 12-jährige fascht stisol 
Lehre nicht verstanden hatten oder ritcLt 
verstehen wollten. Ich ging Jen Weg der 
V«?reinigung 'Jur SPD und KPD zur Sozialist! 
sehen Einheitspartei . 

Das Wichtigste in meinem Leben war und ist 
das Eintreten für die Rechte der Arbeiter. 
Das schönste war für mich die Vereinigung 
der beiden Arbeiterparteien, wenn auch mit 
in einem Teil Deutschlands. Das Dringlich- 
ste ist gegenwärtig das gemeinsame Hände Ir 
al 1er arbeitenden Menschen ce gen Sozialde- 
montage, für die Erhaltung und Sicherung 
des F r 1 edo ns". 



ALARM! KIKLI IN GEFAHR! 



Die ÖTV-Betriebsgruppe schlägt Alarm: 
Gesamt- oder Tei lverlegunq oder gar 
Privatisierung droht der Kinderklinik 
Wedding. 

Rund 50 Weddinger Bürger und Vertreter 
von Organisationen waren am 21. April 
der Einladung der ÖTV-Betriebsgruppe 
des Rudolf-Virchow-Krankenhauses und 
der Kinderklinik Wedding zu einem Ge- 
spräch gefolgt. El ternvertreter, Ta- 
gesmütter, Mitglieder von Einzelge- 
werkschaften, wie GEW und IG Chemie, 
Vertreter der SEW und AL teilen die 
Sorgen der RVK/Ki Kl i -Beschüf t igten. 

Bemühungen des uneingeladen erschie- 
nenden SPD-Bezirksverordneten und 
Mitglied der Krankenhauskonferenz , 
Buske, sich als Interessenswalter 
der Beschäftigten und Patienten dar- 
zustellen, konnten nicht vergessen 
machen, daö vom CDU -Senat "Sparen" 
angeordnet ist, das RVK einschließ- 
lich der KiKli davon nicht ausgenom- 
men sind und er selbst bestenfalls 
noch über das "Wie" nachdenkt. 

Klipp und klar sagte der Personalrats- 
vorsitzende des RVK’s, daß man von 
CDU, FDP und SPD tief enttäuscht ist 
und von deren Vertretern in der Kran- 
kenhauskonferenz , in der Bezirksver- 
ordnetenversamml unq und im Senat po- 
sitives nicht mehr erwartet. Gerade 
deshalb wende sich man nun an die Öf- 
fentlichkeit. Er verwies u.a. auf die 
geplante Novellierung des Landeskran- 
kenhausgesetzes, die weiteren Ver- 
schlechterungen im Gesundheitswesen 



Tiir und Tor öffne. 

In dem regen Gespräch wandten sich - 
die Sprecher vor allem gegen das strik- 
te Prinzip der Wirtschaftlichkeit, das, 
auf das Gesundheitswesen angewandt, 

» 

nicht mehr hinnehntbare Belastungen 
für Beschäftigte wie für Patienten 
bringen wurde. Argumente, wie die 
ungenügende Auslastung der Betten- 
kapazität und die niedrige Verweil- 
dauer der Patienten in der KiKli 
sind nicht stichhaltig, wie die 
anwesenden Kinderärzte Dr. Kühnelt 
und Dr. Stück bewiesen. Jahresdurch- 
schni ttszahlen bei der Belegung sa- 
gen nichts über den starken Andrang 
in den Herbst- und Wintennonaten 
aus, zumal es eine 100 ige Belegung 
nicht geben kann. Zudem reißt die 
"Sparorgie" des Senats einen Wider- 
spruch auf:Je besser die ärztliche 
und medizinische Versorgung, desto 
geringer die Verweildauer der klei- 
nen Patienten. Damit sinken jedoch 
gleichzeitig die Einnahmen des Kran- 
kenhauses und im gleichen Maße 
wächst die Arbeitsplatzunsicherheit. 
Dabei ist, wie einige Teilnehmer 
an praktischen Beispielen erläuter- 
ten, die Verbesserung der Betreuung 
der kranken Kinder dringend notwen- 
dig. Aber wie, wenn ständig der Rot- 
stift regiert? 

Einmal mehr wurde klar, daß Beschäf- 
tigte wie Patienten gleiche Interes- 
sen haben und dies in einer angenom- 
menen Entschließung auch zum Ausdruck 
kommt. Die Versamml urig wendet sich 



s 






darin gegen jedwede Absicht der Se- 
nats- und Kommunalpolitiker, die 
Leistungen und den Bestand der Kin- 
derklinik einzuschränken und fordern 
daß endlich medizinische Gesichts- 
punkte und nicht bloßes Kosten-Nut- 
zen-Oenken die Oberhand gewinnen. 
Eine dauerhafte Lösung zum Erhalt 
der Kikli unter ihrem jetzigen Sta- 
tus und unter Einbeziehung aller 
bestehenden Abteilungen sei notwen- 
dig. 

Die Durchsetzung des Menschen- 
rechts auf Gesundheit und der Stop 
alier Privatisierungspl äne, so er- 
klärte der SEW-Vertreter, mUsie 
das gemeinsame Ziel aller seit , die 
au ' ein gut funktionierendes t.nd 
ausreichend bezuschußtes Gesund- 
heitssystem angewiesen sind. 



Die Bürgerversamnlung beschloi , sich 
ein weiteres Mal zu treffen und ein- 
ne Arbeitsgruppe zu bilden, die 
über Maßnahmen des Protestes be- 
raten soll . 
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liegen Sozial; bbau, 
lür sichere Ar leitsplätze- 
Stoppt die NATO-Raketen! 



Sonntag, 1. Mai 1983 
Palais am Funkturm 

inn 19 Uhr • Einlaß 18 Uhr 
Ende 1 Uhr 



Kostenbetrag 10,— 
Es spricht: 

HORST SCHMITT 
Parteivorsitzender 

Kulturprogramm 

Informationsstände 

Tanz 



3 





1. Mai ’83 



Demonstration: 

Treffpunkt: ÖTV-Haus in der Joa- 
chimstaler Str 20, um 9 Uhr zur 

Kundgebung: 

des DGB vor dem Reichstag um 11 

Uhr Es sprechen: 

— Michael Pagets — Vorsitzender 
des DG8 Berlin 

— Kurt van Haaren — Vorsitzender 
der Deutschen Postgewerk- 
schaft 

— Falma Aklakayran — Betriebsrä- 
tin bei der Firma Osram 

Wir demonstrieren 



Kulturprogramm: 

— Tin Pan Alley Steel Band 

— Oas Bügelbrett (Kabarett) 

— Floh de Cologne (Rock) 

Mai-Fest: 

— Intormationss'dnde 
der Gewerkschaften 

— Biergftrten 

— Folklore 

— Platzkonzert 

— Kinderspielplatz 

— Essen und Trinken 

— Chor der Gewerkschafter 



Für kürzere Arbeitszeit — gegen Arbeitslosigkeit. 

Für mehr Lohn und Gehalt — gegen Reattohnabbau. 

Für konsequente Friedenspolitik — gegen neue Raketen. 

Für sichere Arbeitsplätze — gegen Arbeitsplatzabbau. 

Für den Sozialitaa! — gegen RenlenkUrzungen. 

Für internationale Solidarität — gegen Ausländerfeindlichkeit. 
Für mehr Ausbildungsplätze — gegen Jugendarbeitslosigkeit. 



Veranstalter: Künstler für den Frieden, Sportler für den Frieden, 

Landesjugendmg 



Bachorchester des Gewandhauses zu Leipzig- Georg Danzer. Extrabrei t- Maria Farantouri- 
Friedensorchester und Chor-Peter MaffayNana Moskouri* Lkkehard Schall*Georg Gruntz» u.a. 

fl. Hai Demonstration 
19.00 Uhr Fehrbelliner Platz 

anschließend Friedensstadt um den Steinplatz 



Großes Fest mit Friedensmarkt • Kostenlose Darbietungen 
auf 8 Buhnen drinnen und draußen 

Wir demonstrieren gemeinsam am 7./8. Mal 

•Gegen NATO*„Nach"rüstung#Für Abrüstung in West und Ost#Füratomwaffenfre»eZonen in turopa 
als wichtigen Schritt für eine atomwaffenfrei Welt • Für Kürzung der Milftarausgaben und Stop der 
Waffenexporte • Für das Verbot aller faschistischen und Neonaä-Gruppen, gegen den Abbau 
demokratischer Rechte und gegen Chauvinismus und Ausländerfeindlichkeit • Gegen Rustungs- 
Wahnsinn und Sozialdemontage - für das Recht auf Arbeit 




